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Die Aufarbeitung der durch den politischen Um-
bruch von 1945 ausgelösten Wandlungsprozesse
an deutschen Hochschulen hat bisher noch we-
nig Beachtung gefunden. Bestenfalls sind Ein-
zelfälle vor allem im Rahmen von Studien über
die Geschichte von Universitäten analysiert, wo-
bei die Mehrzahl dieser Studien als Teil der spä-
ten, aber nun breiten historiographischen Ausein-
andersetzung mit dem Verhältnis von Hochschu-
len und NS-Staat überwiegend die Zeit der na-
tionalsozialistischen Diktatur im Blick hat.1 Nur
selten gehen die Studien auf die tiefgreifenden
Auswirkungen nationalsozialistischer Hochschul-
politik in der Nachkriegszeit ein. In diesem Zu-
sammenhang werden hauptsächlich die von Au-
ßen, von den Alliierten aufgezwungenen Entnazi-
fierungsmaßnahmen behandelt.2 Wie die Univer-
sitäten in diesen Wandlungsprozessen als Akteu-
re auftraten, welche Strategien sie im Umgang mit
der NS-Vergangenheit entwickelten und welche
bedeutende Rolle sie letztlich bei der Umstruktu-
rierung bzw. Aufrechterhaltung akademischer Tra-
ditionen spielten, wird kaum thematisiert. Bekann-
termaßen setzten die Alliierten in den Besatzungs-
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zonen nicht nur auf eigene Reinigungskommis-
sionen, um die Demokratisierung der Hochschul-
strukturen in die Wege zu leiten, sondern versuch-
ten auch unter Beteilung der nach 1945 im Amt be-
lassenen Hochschullehrer den Entnazifizierungs-
prozess voranzubringen.

In der Zeit vom 5. bis 7. Oktober 2005 widmete
sich am Institut für Geschichte der Medizin in Gie-
ßen eine von der Thyssen-Stiftung geförderte Ta-
gung der universitären Medizin nach 1945.3 Diese
befasste sich mit institutionellen und individuellen
Strategien des Hochschulkörpers im Umgang mit
der NS-Vergangenheit. Volker Roelcke und Sig-
rid Oehler-Klein, Institut für Geschichte der Me-
dizin in Gießen, und Kornelia Grundmann, Emil-
von-Behring-Bibliothek für Geschichte und Ethik
der Medizin in Marburg, hatten sowohl Medizin-
und Wissenschafts-, als auch Zeithistoriker einge-
laden, die ihre Erkenntnisse zu lokalen Beispielen
miteinander vergleichen und diskutieren konnten.
Ziel war es unter anderem, die jeweils erzielten
Forschungsergebnisse (zur Umstrukturierung der
medizinischen Hochschullandschaft und zum Ver-
halten der medizinischen Hochschullehrer) unter
allgemeineren Gesichtspunkten zusammenzufüh-
ren. Für die Analyse der Wandlungsprozesse bot
sich die universitäre Medizin, die in vieler Hin-
sicht den Kern der traditionell konservativen Ordi-
narienuniversität bildete, als ein aufschlussreicher
Sonderfall an. Rund drei Viertel des medizinischen
Personals an den Hochschulen war Mitglied der
NSDAP. Umso spannender gestalteten sich in den
medizinischen Fakultäten sowohl Reinigungs- als
auch Selbstreinigungsprozesse nach dem Krieg.

In einem einleitenden Vortrag analysierte Sabi-
ne Schleiermacher vom Berliner Institut für Ge-
schichte der Medizin, derzeit Co-Leiterin eines
Forschungsprojekts zur „Hochschulmedizin an der
Charité im Wechsel staatlicher Systeme 1933 und
1945“, zusammenfassend die Auswirkungen des
Nationalsozialismus auf die Hochschulstrukturen.
Ausgehend von einer Darstellung der Neujustie-
rung des Kooperationsverhältnisses zwischen Uni-
versität und Staat im Nationalsozialismus wies sie
in einer ersten Synthese auf die vielfältigen Hin-
dernisse hin, die sich in der Nachkriegszeit ei-
ner grundsätzlichen Reform der deutschen medi-
zinischen Fakultäten entgegenstellten. Sowohl die
Wiederherstellung der medizinischen Versorgung,
die wie im Fall der Marburger Universitätsklini-
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ken von der US-amerikanischen Besatzungsmacht
besonders gefördert wurde – so die Ausführun-
gen Kornelia Grundmanns in einem Beitrag zur
gesundheitlichen Versorgung unter amerikanischer
Besatzung –, die Stilisierung der Hochschullehrer
als „gute bzw. unpolitische Wissenschaftler“, der
Mangel an konstruktiven Bildungskonzepten sei-
tens der Besatzungsmächte, aber auch das wei-
terhin hohe internationale Renommee deutscher
Medizin nach Ende des Krieges begünstigten ei-
ne Kontinuität der seit dem Kaiserreich etablierten
universitären Strukturen. Bis 1947 konnten sich
vor allem die alten Strukturen der Ordinarienu-
niversitäten wieder konsolidieren. In diesem Zu-
sammenhang war der Einfluss der im Amt be-
lassenen Ordinarien entscheidend, was Udo Scha-
gen, ebenfalls Co-Leiter des Forschungsprojekts
zur „Hochschulmedizin an der Charité“, in einem
Beitrag zum Selbstbild der Ordinarien am Beispiel
der Charité veranschaulichte. Die Hochschulland-
schaft der späten 1940er und 1950er-Jahre wurde
maßgeblich durch eine Generation von Hochschul-
lehrern geprägt, die bereits vor 1933 bedeutende
Positionen erlangt hatten und sich durch autoritär-
es Verhalten und nationalkonservative Einstellung
auszeichneten. Im Gegensatz dazu blieb die in-
stitutionelle Einflussnahme von Dozenten auf die
Gestaltung der neuen Hochschulpolitik eher ge-
ring, obwohl gerade diese Gruppe insgesamt viel
umfangreichere Entnazifizierungsmaßnahmen hat-
te bewältigen müssen. In diesem Zusammenhang
war der Rückgriff auf Universitätsverfassungen
aus der Weimarer Zeit von großer Bedeutung. Der
strategische Rückbezug auf diese Verfassungen,
der ein deutliches Zeichen des Bruches mit der na-
tionalsozialistischen Gleichschaltung universitärer
Strukturen setzen sollte, diente – so Schleierma-
cher – „nicht unbedingt der Demokratisierung der
Hochschulstrukturen, vielmehr half er, die konse-
quente Rekonstruktion autoritärer Strukturen, die
mit den Begriffen Autonomie und Selbstverwal-
tung präsentiert wurden, zu verschleiern“.

„Gute Wissenschaft“ versus „Nazi-
Wissenschaft“

Die Mehrzahl der Tagungsbeiträge hob die Be-
deutung des Verhaltens deutscher Ordinarien für
die Kontinuität autoritärer Strukturen an den Uni-
versitäten hervor. Bernd Grün, der kürzlich mit ei-
ner Arbeit zu den Rektoren der Universität Frei-
burg promovierte und sich nun insbesondere mit
dem Entnazifizierungsprozess an der Universität
Tübingen befasst, wies auf eine bei den Hoch-

schullehrern verbreitete Wahrnehmung hin, nach
der Universitäten im Großen und Ganzen in wis-
senschaftlicher Hinsicht sauber geblieben seien.
So habe eine „weitgehende Trennung zwischen
Politik und Wissenschaft zwischen 1933 und 1945
funktioniert“. Entsprechend dieser Rekonstruktion
grenzte man sich von einigen Radikalen ab, die den
Universitäten per politische Berufung aufgezwun-
gen worden seien und die sich bei den Rehabilitie-
rungsbemühungen als Sündenbock bestens eigne-
ten, um die eigene Mitschuld zu relativieren. Auch
in der sowjetischen Besatzungszone, wo die Ent-
nazifizierungsmaßnahmen die systematische Ent-
fernung aller NSDAP-Mitglieder zunächst vorsa-
hen, spielten die im Amt belassenen Ordinarien
bei den Bemühungen der zentralen Hochschulbe-
hörde um eine Reintegration von politisch belas-
teten Hochschullehrern ab 1947 eine bedeuten-
de Rolle. In einem Beitrag über „den Umgang
mit politisch belasteten Hochschulprofessoren an
der Medizinischen Fakultät der Berliner Univer-
sität nach 1945“ zeigte Andreas Malycha, Mitar-
beiter im DFG-Forschungsprojekt „Hochschulme-
dizin an der Charité“, wie die Fakultätsmitglieder
stets auf ein Argument zurückgriffen, nach dem
die von der Entlassung betroffenen Mediziner trotz
ihrer Parteimitgliedschaft keine politische Aktivis-
ten gewesen seien. „Man habe sich schließlich den
politischen Zwängen unterordnen müssen, um sich
der Wissenschaft widmen zu können.“ So protes-
tierte etwa der Chirurg Ferdinand Sauerbruch ge-
gen eine Entnazifizierungspraxis, die auf das Kri-
terium der formellen Mitgliedschaft in der NSDAP
aufbaute. Durch ihr Festhalten am Bild einer un-
politischen Wissenschaft waren die Hochschulme-
diziner bei ihren Bemühungen um eine Rehabi-
litierung durchaus erfolgreich. Dies zeigte Sig-
rid Oehler-Klein, die in Gießen das Projekt „Die
medizinische Fakultät Gießen im Nationalsozialis-
mus“ betreut, am Fall des ehemaligen Gießener
Professors für Erb- und Rassenpflege und hohen
Parteifunktionärs Hermann Boehm. Während in
den 1950er-Jahren das hessische Landespersonal-
amt und der Minister für politische Befreiung da-
von ausgingen, dass Boehms Berufung nach Gie-
ßen nicht wissenschaftlich begründet, sondern auf-
grund seiner engen Beziehungen zum Nationalso-
zialismus erfolgt war, und aus diesem Grund die
Gewährung von Rechtsansprüchen auf Pensionie-
rung und Versorgungsleistungen ablehnten, vertei-
digte die Gießener Fakultät den Gelehrten Boehm,
den sie vor allem aus wissenschaftlichen Grün-
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den berufen habe. Mit dieser Position, mit der
nicht nur die Ehre Boehms, sondern auch der Kon-
sens über das eigene Selbstverständnis wiederher-
gestellt werden sollte, konnte die Fakultät schließ-
lich die Emeritierung des Betreffenden als Pro-
fessor für Humangenetik bewirken. Hochschulme-
diziner verteidigten nicht nur ihre Unschuld am
NS-Unrecht mit großer Vehemenz, indem sie auf
den Topos der „unpolitischen Wissenschaft“ zu-
rückgriffen. Mehr noch fanden sie zum Teil Gefal-
len darin, eine Opferrolle zu inszenieren, wie Ro-
land Müller anhand des Beispieles des Psychiaters
Ernst Kretschmer veranschaulichte. Kretschmer
war nicht in die NSDAP eingetreten und bemüh-
te sich nach dem Krieg als Leiter einer Vielzahl
von Fachgesellschaften nachdrücklich darum, dass
sein Fach lange Zeit nicht in Verbindung mit den
Patientenmorden gebracht wurde, der – so die
spätere Darstellung Kretschmers aus den 1960er-
Jahren – durch „eine Gruppe entschlossener Par-
teifanatiker“ veranlasst worden war.

In einem Beitrag zur biologischen Wiederbe-
waffnung nach dem zweiten Weltkrieg widmete
sich Erhard Geissler vom Max-Delbrück-Zentrum
für molekulare Medizin in Berlin-Buch unter an-
derem der Frage des Karrierenverlaufs ehemali-
ger Biowaffen-Experten. Trotz teilweise intensiver
Verstrickung in die nationalsozialistischen Verbre-
chen leisteten einige dieser Wissenschaftler For-
schungsdienste für die westlichen Alliierten und
nutzten in der Nachkriegszeit dabei durchaus ak-
tiv die neuen politischen Rahmenbedingungen, um
ihre Karriere fortzusetzen. Neue Erkenntnisse –
so Geissler – zeigen beispielsweise, dass Eugen
Haagen, der allerdings im eigentlichen Sinn kein
Biowaffen-Experte war, nach dem Krieg dazu be-
reit war, für die Sowjets Untersuchungen zur Psit-
takose durchzuführen – vermutlich im Rahmen ei-
nes von den Sowjets durchgeführten Biowaffen-
programms. Er wurde jedoch verhaftet und an
Frankreich ausgeliefert.

Kollektives Schweigen
Im Fall der Freiburger Medizinischen Fakul-

tät zeigte Georg Hofer, neuerdings Mitherausge-
ber eines Sammelbandes über die Freiburger me-
dizinische Fakultät im Dritten Reich, dass diese
im Zuge des Selbstreinigungsprozesses stets öf-
fentliche Stellungnahmen vermied, die die Fra-
ge nach der Mitwisserschaft Freiburger Professo-
ren aufgeworfen hätten. Vor allem stellte sie sich
hinter ihren angesehenen Ordinarius für Patholo-
gie, Franz Büchner, der zwar während des Krie-

ges die NS-Euthanasie in einem öffentlichen Vor-
trag kritisiert hatte, aber angegriffen wurde, weil
er von der Durchführung von Menschenversuchen
erfahren und darüber Stillschweigen bewahrt hat-
te. In dieser Hinsicht sollte die Gelehrtenwelt in
der Nachkriegszeit den größten Zusammenhalt be-
weisen. Es galt um jeden Preis, die stillschwei-
gende Billigung der NS-Gewalt und Verbrechen
weit von sich zu weisen, um damit am Bild ei-
ner per se unschuldigen Wissenschaft festhalten zu
können. Dies betraf nicht nur Hochschulvertreter,
sondern auch Direktoren der Eliteforschungsein-
richtungen der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft, wie
Carola Sachse, Leiterin des nun abgeschlossenen
Forschungsprogramms „Geschichte der Kaiser-
Wilhelm-Gesellschaft im Nationalsozialismus“, in
einem eindrucksvollen Beitrag zur „Vergangen-
heitsbereinigung von Otmar Freiherr von Verschu-
er“ zeigte. Bei der sogenannten Verdrängung der
NS-Vergangenheit handelte es sich keineswegs um
einen „unterbewussten psychischen Prozess“: Ver-
drängung war vielmehr ein „umsichtig und auf-
wendig hergestelltes Produkt von Personen, Insti-
tutionen und Netzwerken“.

Die schweigende Haltung war keineswegs auf
Personen beschränkt, die sich als Wissenschaft-
ler im Nationalsozialismus hervorgetan hatten
und Teil des Systems geblieben waren. Auch
Hochschullehrer, die sich im Nationalsozialismus
durchaus kritisch zu den Auswüchsen des Regi-
mes geäußert hatten, waren nicht bereit sich mit
der NS-Vergangenheit auseinanderzusetzen, wie
es der besondere Fall von Kurt Schneider zeigt,
der Anfang 1946 die Leitung der Heidelberger
psychiatrischen Klinik übernahm. Hierbei war das
Grundmotiv die Notwendigkeit des Wiederaufbaus
der Disziplin. Die von Maike Rotzoll, Institut für
Geschichte der Medizin Heidelberg und Gerrit Ho-
hendorf, psychiatrische Klinik Heidelberg in ihrem
Beitrag zur Geschichte der Heidelberger psychia-
trischen Klinik nach 1945 herangezogenen Zeug-
nisse machen deutlich, dass Schneider die Offen-
legung der NS-Euthanasie für nicht tragbar hielt.
Vor allem fürchtete er, sie könne „der Bemühung
um neues Vertrauen einen schlechten Dienst erwei-
sen“. Der Versuch eines Neuanfangs unter Aus-
blendung der NS-Vergangenheit ging an der Hei-
delberger psychiatrischen Klinik mit einer Rück-
orientierung zu der dort gepflegten alten psychopa-
thologischen Tradition einher. Im Gegensatz dazu
setzte sich der Nachfolger Schneiders, Walter von
Baeyer, der 1955 nach Heidelberg berufen wurde,
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nicht nur für die Rückkehr des vom NS-Regime
vertriebenen Dozenten Mayer-Gross’ ein, sondern
vor allem für die Entwicklung sozialpsychiatri-
scher Konzepte, die gerade vor dem Hintergrund
des NS-Unrechts an Psychiatrie-Patienten ausge-
arbeitet wurden. Während im Fall Schneiders die
NS-Hypothek für einen Verschließungseffekt ge-
genüber der NS-Vergangenheit sorgte, wirkte sie
unter der Leitung von von Baeyer als ein bedeu-
tender Reformimpuls, der ausschlaggebende Lern-
prozesse ermöglichte. So waren die Akteure letzt-
lich zwischen dem ethischen Kern der Forderung
nach einer kritischen Auseinandersetzung mit der
NS-Vergangenheit einerseits und den funktiona-
len Strategien, die diese Auseinandersetzung bzw.
Nicht-Auseinandersetzung anbot, andererseits hin
und her gerissen, wie der Moderator Franz-Werner
Kersting, der mit seinen Kommentaren in glänzen-
der Weise zur Zusammenführung der dargestellten
Erkenntnisse unter theoretischen Gesichtspunkten
beitrug, betonte.

Nicht nur Angehörige von Institutionen, son-
dern auch Institutionen selber verstanden es, im
Umgang mit der NS-Vergangenheit strategisch
vorzugehen. Michael Schüring, Mitarbeiter im
Rahmen des Forschungsprogramms „Geschichte
der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft im Nationalso-
zialismus“, machte deutlich, wie sich die außer-
universitäre Max-Planck-Gesellschaft in der Fra-
ge der Entschädigung vertriebener Wissenschaftler
erfolgreich aus den Handlungszusammenhängen
während der NS-Zeit herausinterpretierte. Obwohl
die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft 1933 in Anwen-
dung des NS-Gesetzes zur Wiederherstellung des
Berufsbeamtentums nicht-arische Wissenschaftler
der Kaiser-Wilhelm-Institute entlassen und damit
wie eine öffentlich-rechtliche Institution gehandelt
hatte, hob sie in den 1950er-Jahren ihren privaten
Charakter hervor und berief sich auf das Selbstver-
ständnis von Staatsferne und institutioneller Un-
abhängigkeit, um die Ansprüche vertriebener Wis-
senschaftler zurückzuweisen und so die Konfron-
tation mit den historischen Folgerungen, die man
aus einer vorbehaltlosen Anerkennung der An-
sprüche hätte ziehen müssen, zu vermeiden.

Lernprozesse?
Mit seinem Überblick über die Aufarbeitung der

NS-Euthanasie von der unmittelbaren Nachkriegs-
zeit bis in die Gegenwart hob der ehemalige Or-
dinarius für Neuropathologie in Tübingen, Jürgen
Peiffer, den Prozesscharakter der Umgangsweise
mit der NS-Vergangenheit hervor. Ausgehend von

der Unterscheidung von insgesamt fünf Phasen
in der Auseinandersetzung mit den Krankentötun-
gen schilderte Peiffer den späten Motivationswan-
del von „empörungsbewegten“ Studien zur zeitge-
schichtlichen Aufklärungs- und Dokumentations-
arbeit. Diskutiert wurde vor allem die Bedeutung
von Generationskonflikten für Lernprozesse und
die besondere Schwierigkeit der Öffentlichkeits-
arbeit bei einem Thema, das für viele Jahrzehnte
ein Tabu bleiben sollte. Auch wenn sich bereits
in den 1950er-Jahren eine Gruppe von engagier-
ten Psychiatern für eine kritische Auseinanderset-
zung mit dem Nationalsozialismus einsetzte, konn-
ten ihre Ansätze nicht zum Tragen kommen, da sie
mit der jüngeren Generation der Achtundsechziger
weitgehend in Konflikt gerieten.

Brigitte Leyendecker, die bereits in den 1980er-
Jahren die Hintergründe der Hepatitisexperimente
im Zweiten Weltkrieg untersucht hatte, konnte nun
in ihrem Beitrag auf die Kenntnis des Nachlasses
eines damals hauptsächlich beteiligten Forschers
(Arnold Dohmen) und auf Interviews mit dessen
Kindern zurückgreifen. Hieraus – und auch aus
Gesprächen bzw. Korrespondenzen mit Opfern der
Experimente – versuchte sie ein Persönlichkeits-
bild dieses Wissenschaftlers zu entwickeln, der
im Unterschied zu anderen beteiligten Forschern
seine Universitätskarriere nicht fortsetzen konnte.
Auch das Selbstbild der anderen Täter mit – an-
scheinend ungebrochenen – Karriereverläufen so-
wie die Interaktion zwischen den Forschern such-
te sie ansatzweise zu rekonstruieren, um zu ver-
stehen, wieso es in der Nachkriegszeit zu keinen
Auseinandersetzungen gekommen ist.

Insgesamt lieferten die Tagungsbeiträge ein in
sich schlüssiges Bild zum Umgang der universi-
tären Medizin mit der NS-Vergangenheit. Vor al-
lem stellten sie die große Persistenz der Instituti-
on und der Selbstbilder der Hochschulmediziner in
überzeugender Weise dar. Eine Vielzahl von Paral-
lelen konnte zwischen Einzelerkenntnissen gezo-
gen werden, die aufschlussreiche Einblicke in die
Denkkollektive der Hochschulmediziner eröffne-
ten. Bei den führenden Hochschulmedizinern fehl-
ten mentale Voraussetzungen um Neues zu den-
ken. Besonders schwierig erscheint es vor diesem
Hintergrund die Neuerungen jenseits der struktu-
rellen Kontinuität zu erfassen. Dies könnte anhand
einer Fokussierung auf den strukturellen Wandel
der Hochschullandschaft in den 1960er-Jahren, die
noch weitgehend außer Acht gelassen wurde, ver-
folgt werden. Eine Publikation der Tagungsbeiträ-
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ge ist in der von dem Berliner Wissenschaftshisto-
riker Rüdiger vom Bruch herausgegebenen Reihe
„Pallas Athene“ vorgesehen.
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